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 NN  II  EE  DD  EE  RR  SS  CC  HH  RR  II  FF  TT  
 

 Sitzung:  Stadtrat 
II/14

 Sitzungstag:  Dienstag, den 19.12.2006 

 Sitzungsort:  Ratssaal des Alten Seminars, 
Lüdenscheider Str. 48 

 Beginn:  16:00 Uhr 

 Ende:  18:55 Uhr 

 
 
TAGESORDNUNG 
 
 
1. Öffentliche Sitzung 
1.1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Beschlussfähigkeit 
1.1.1. Anerkennung der Tagesordnung 

1.1.2. Einwohnerfragestunde 

1.1.3. Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 
Vorlage: M/2006/176 

1.2. Anregungen und Beschwerden gemäß 24 GO NW 
1.2.1. Verlängerung des Bürgersteiges der  Von-Ketteler-Straße bis Einmündung Weststraße 

Vorlage: V/2006/147 

1.3. Genehmigung Dringlicher Entscheidungen gemäß § 60 Abs. 1 GO NW 
1.3.1. Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Wipperfürth über das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen aus besonderem Anlass am Sonntag, den 10. Dezember 2006 
Vorlage: V/2006/146 

1.4. Beschlüsse   - entfällt - 

1.5. Beschlüsse aufgrund von Ausschussempfehlungen 
1.5.1. Beschluss der Haushaltssatzung 2007 mit Haushaltsplan und Anlagen 

Vorlage: V/2006/134/1 

1.5.2. XXII. Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Wip-
perfürth 
Vorlage: V/2006/135/1 

1.5.3. VII. Änderungssatzung der Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Wipperfürth 
Vorlage: V/2006/136 

1.5.4. X. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Wipperfürth 
Vorlage: V/2006/145/1 
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1.5.5. Prüfung der Jahresrechnung der Stadt Wipperfürth für das Jahr 2005 
Vorlage: V/2006/132 

1.6. Anfragen 
1.6.1. Elternbeiträge für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder; 

Mederlet, Frank / SPD-Fraktion, vom 07.12.2006 
Vorlage: F/2006/012 

1.6.2. Sauberkeit der Stadt; Erfahrungen mit der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
Mederlet, Frank / SPD-Fraktion, vom 07.12.2006 
Vorlage: F/2006/013 

1.7. Anträge   - keine - 

1.8. Mitteilungen 
1.8.1. Öffnungszeiten des Walter-Leo-Schmitz-Hallenbades und der Sauna 

Vorlage: M/2006/177 

 
 
2. Nichtöffentliche Sitzung   - entfällt - 



3 

 
 

 
 

 
 
Stadt Wipperfürth 

 
 

AA  NN  WW  EE  SS  EE  NN  HH  EE  II  TT  SS  LL  II  SS  TT  EE  
 

zur Sitzung des Stadtrates, 
am 19.12.2006 

von 16:00 Uhr bis 18:55 Uhr 
 

Anwesend: 
 
Vorsitzender 
Forsting, Guido   Bürgermeister 

Ratsmitglieder 
Ahus, Margit CDU   
Billstein, Regina SPD   
Blechmann, Karin SPD   
Bongen, Hermann-Josef CDU   
Brachmann, Peter SPD   
Bremerich, Josef CDU   
Büchler, Willi CDU   
Clemens, Beate CDU   
Frielingsdorf, Hans-Otto UWG   
Funke, Jürgen CDU   
Gehle, Lorenz CDU   
Gottlebe, Joachim SPD   
Grolewski, Joachim UWG   
Grüterich, Norbert CDU   
Höhfeld, Rolf CDU   
Klett, Stefan CDU   
Kohlgrüber, Gerd CDU   
Koppelberg, Harald UWG   
Kremer, Stephan CDU ab TOP 1.5.1, 16.15 Uhr 
Lang, Uwe UWG   
Mederlet, Frank SPD   
Neuhaus, Ursula Bündnis 90 / DIE GRÜNEN ab TOP 1.5.1, 16.50 Uhr 
Palubitzki, Lothar CDU   
Pehlke, Michael Dr. FDP   
Scherkenbach, Friedhelm CDU   
Schmitz, Andreas Bündnis 90 / DIE GRÜNEN   
Schmitz, Annekathrin CDU   
Schmitz, Bernd CDU   
Schneider, Eva CDU   
Schüler, Heinz SPD ab TOP 1.5.1, 16.15 Uhr 
Stefer, Michael CDU ab TOP 1.5.1, 16.15 Uhr 
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Stein, Günter SPD ab TOP 1.3.1, 16.10 Uhr 
Wurth, Ralf SPD ab TOP 1.5.1, 16.10 Uhr 

Verwaltungsvertreter/in 
Barthel, Volker intern  StBD 
Hachenberg, Friedrich intern  StOVR 
Orbach, Kurt intern  Stadtkämmerer 
Willms, Herbert intern  StAR 
Wollnik, Lothar intern  StVD 

Schriftführer/in 
Breuer, Reinhard intern  StAR 
 
 
 
Es fehlte: 
 

Weingärtner, Bastian CDU  
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1 Öffentliche Sitzung 
  
1.1 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Beschlussfähigkeit 
   
 Bürgermeister Forsting stellt fest, dass zur heutigen Sitzung form- und fristge-

recht eingeladen wurde und dass der Rat beschlussfähig ist.  
  
1.1.1 Anerkennung der Tagesordnung 
   
 Die Tagesordnung wird in der Fassung der Einladung einvernehmlich anerkannt.  
  
1.1.2 Einwohnerfragestunde 
   
 Aus der Zuhörerschaft werden keine Fragen gestellt. Auch schriftliche Fragen 

waren vor der Sitzung nicht eingereicht worden. 
 
 

  
1.1.3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

Vorlage: M/2006/176 
  
 Der als schriftliche Mitteilung vorliegende Bericht über die Durchführung der Be-

schlüsse wird ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

 

1.2 Anregungen und Beschwerden gemäß 24 GO NW 
  
1.2.1 Verlängerung des Bürgersteiges der Von-Ketteler-Straße bis Einmündung 

Weststraße 
Vorlage: V/2006/147 

  
Beschluss: 
 
Die Anlage des Gehweges in diesem Bereich wird vom Rat der Stadt Wipperfürth 
begrüßt. Die Verwaltung wird beauftragt, die bestehenden Vorgespräche mit dem 
Grundeigentümer zu intensivieren.  
 
Die Bürgeranregung wird zur weiteren Beratung und Entscheidung an den Bau-
ausschuss verwiesen. 
Der Antragsteller ist über den weiteren Verfahrensgang zu informieren. 
 

 *************** 
 
Die Bürgeranregung sowie die Verwaltungsvorlage mit Beschlussentwurf hierzu 
waren Bestandteile der Einladung, auf die an dieser Stelle verwiesen wird. 
 

*************** 
 
Bürgerrmeister Forsting bestätigt auf Nachfrage des Ratsherrn Koppelberg, 
dass vor etwaigen Vorgesprächen zunächst geklärt werde, ob es sich bei der 
Verlängerung dieses Bürgersteiges um eine KAG-beitragspflichtige Maßnahme 
handelt. 
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1.3 Genehmigung Dringlicher Entscheidungen gemäß § 60 Abs. 1 GO NW 
  
1.3.1 Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Wipperfürth über das Offenhal-

ten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass am Sonntag, den 10. De-
zember 2006 
Vorlage: V/2006/146 

  
Beschluss: 
 
Die am 05.12.2006 vom Haupt- und Finanzausschuss unter Tagesordnungspunkt 
1.3.1 gefasste Dringliche Entscheidung gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 GO NRW (= 
Beschluss der Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Wipperfürth über das 
Offenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag, den 10. Dezember 2006) wird ge-
mäß § 60 Abs. 1 Satz 3 genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich bei 6 Gegenstimmen 

  
  
1.4 Beschlüsse   - entfällt - 
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1.5 Beschlüsse aufgrund von Ausschussempfehlungen 
  
1.5.1 Beschluss der Haushaltssatzung 2007 mit Haushaltsplan und Anlagen 

Vorlage: V/2006/134/1 
 
Beschluss: 
 
1.) Der von der Verwaltung in der Sitzung des Rates am 07. November 2006 eingebrachte 

Entwurf der Haushaltssatzung 2007 mit dem dazu gehörenden Haushaltsplan, dem 
Haushaltssicherungskonzept und seinen Anlagen wird beschlossen. 
Die beigefügten aktualisierten Seiten des Stellenplanes*) sind Bestandteile der Be-
schlussfassung. 
*) = siehe Anlagen zur Beschlussvorlage in der Ratseinladung 

 
Abstimmungsergebnis zu 1.): einstimmig bei 2 Stimmenthaltungen 
 
2.) Auf Antrag der Ratsfraktionen werden folgende Beschlüsse gefasst, die sich auf den 

Haushaltsplan 2007 beziehen: 
 
Abstimmungsergebnisse zu 2.): siehe nachstehende Tabelle 
 

Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
Produktbereich 01 Innere Verwaltung 
     
 PG 01.01 Innere Verwaltung 

P 01.01.01  Stadtrat, Ausschüsse und Ratsfraktio-
nen 

   

     
1.) Die Fachausschüsse behandeln das Thema des de-

mographischen Wandels und die sich daraus erge-
benden Erfordernisse bei Bedarf unter den jeweils 
eigenen Gesichtspunkten. Der Ausschuss für Stadt-
entwicklung und Umweltschutz nimmt die Bünde-
lungsfunktion wahr und bezieht dabei die Beratungs-
ergebnisse der übrigen Fachausschüsse mit ein. 

Grüne einstimmig ja 

     
 PG 01.02 Baubetriebshof 

P 01.02.01 Baubetriebshof    
     
2.) Die Ersatzbeschaffung des Kleintransporters Multicar 

wird zugunsten des Bauausschusses gesperrt. Dem 
Ausschuss wird die wirtschaftliche Notwendigkeit der 
Anschaffung dargestellt und evtl. preiswertere Varian-
ten vorgestellt. 

CDU 
einstimmig 
en bloc mit 

3.) 
nein 

3.) Analog zum Thema Heizungssanierung wird die Aus-
setzung im Punkto Anschaffung von Fahrzeugen und 
Nutzfahrzeugen (siehe BBH) ausgesetzt. 
Hier soll der Rat bzw. HFA darüber Klarheit bekom-
men, welche Finanzierungsform die preisgünstigste 
ist. 
Hier sei ebenso die Käufergemeinschaft mit anderen 
Kommunen angesprochen, das Leasen über einen 
Drittinvestor (z.B. Stadtwerke, WEG...). 
Erst nach Klärung dieses Sachverhaltes soll die Frei-
gabe der Investition erfolgen. 

UWG 
einstimmig 
en bloc mit 

2.) 
nein 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
 PG 01.03 Zentrale Immobilienwirtschaft 

P 01.03.01 Verwaltung und Bewirtschaftung / 
P 01.03.03 Technische Betreuung 

   

     
4.) Die Verwaltung wird beauftragt, Kennziffern zu ermit-

teln, die Aussagen und Bewertungen über die 
Verbrauchsdaten in den Immobilien zulassen und 
unter dem Aspekt “Sparsame Bewirtschaftung / E-
nergieeinsparung” Vorschläge über das zukünftige 
Vorgehen unterbreiten. 
Darüber hinaus wird die Verwaltung ermitteln, ob und 
unter welchen Bedingungen die Stadt Wipperfürth im 
Jahr 2007 zinsverbilligte Investitionsmittel aus Euro-
pa-, Bundes- oder Landesförderprogrammen in An-
spruch nehmen kann zur Umsetzung geplanter Maß-
nahmen (Dach-, Fenstersanierungen etc). 
 
Dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt 
sowie dem HFA wird berichtet. 

SPD 
einstimmig 
en bloc mit 
5.) und 6.) 

nein 

     
5.) Ergänzung der Ziel-Beschreibung ZIW (S. 77)  

Ergänzend soll hier festgeschrieben werden, dass 
die ZIW die Betriebskosten überwacht und eine Be-
triebskostenoptimierung betreibt und den Rat der 
Stadt alljährlich darüber informiert.  
Hier sei exemplarisch die Vertragsanpassung bei den 
Gasheizungen genannt. Oder z.B. eine Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung bei der Optimierung von Be-
leuchtungstechniken, ähnlich wie bei der Straßenbe-
leuchtung. 

UWG 
einstimmig 
en bloc mit 
4.) und 6.) 

nein 

     
6.) Ergänzend zur Aufgabenbeschreibung: 

Die alljährliche Berichterstattung soll auch die Kon-
trollfunktion der Politik bestärken und die Ernsthaftig-
keit des Themas unterstreichen. 
Für sämtliche städtische Gebäude ist eine Energie-
pass nach EnEV zu erstellen. Dies gibt dem Rat und 
der Verwaltung grundlegende Fakten in die Hand, an 
welchen Gebäuden welche Maßnahmen (Wärme-
dämmung, Fenster, Heizanlage) Energiekostensen-
kungen effizient und wirtschaftlich erzielt werden 
können. 

UWG 
einstimmig 
en bloc mit 
4.) und 5.) 

nein 



9 

 

Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
7.) Vor einer Sanierung der Heizungsanlage der Real-

schule stellt die Verwaltung im Bauausschuss dar, 
welche Möglichkeiten der Bündelung der Wärmever-
sorgung sinnvoll und machbar sind. So lange wird die 
Heizungssanierung ausgesetzt. 
Hier sollten zwei Punkte zuvor geklärt werden: 
a) Die öffentlichen Gebäude am Mühlenberg incl. 

Jugendherberge (Anne-Frank-Schule, WLS-Bad, 
Hauptschule, Realschule und ggf. Nikolausschule) 
sollen daraufhin untersucht werden, in wie weit ei-
ne zentrale Fernwärmeversorgung für diese Ge-
bäude (oder teilweise) über eine Kraftwärme-
kopplungs-Anlage, kombiniert mit Solaranlagen 
(Thermo- oder Photovoltaik), kommunal betrieben, 
effizienter und wirtschaftlicher sein kann, als die 
heute vorhandenen und geplanten Anlagen. So-
laranlagen könnten auf den Dachflächen der 
Schulen (nicht WLS) aufgebaut werden.  
(Dies wurde schon bei der Diskussion BHKW an-
gesprochen) 

b) Sind Kundengemeinschaften für eine gemeinsame 
Ausschreibung zu finden, da z.B. zwei Kommunen 
die gleiche Sachnotwendigkeit haben? 
Erst nach Klärung dieser Sachfragen und der 
endgültigen Klarheit über die notwendige techni-
sche Lösung, ist die Freigabe der Investitionen zu 
beschließen, gleichwohl das die geplante Ausga-
be in der Entscheidungskompetenz des Bürger-
meisters liegt. 

UWG einstimmig ja 

     
8.) WLS-Einbau Blockheizkraftwerk oder andere Alterna-

tive 
Abstimmung entfällt nach Beschluss unter 7.) mit 
Zustimmung der beantragenden Fraktion. 

GRÜNE ./.  

     
9.) Der Antrag der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 

mit dem Inhalt „Parkplatzerwerb (S. 84) streichen“ 
wird mehrheitlich abgelehnt. 

 

Mehrheitlich 
bei 2 Stim-
men für den 

Antrag 

 

     
10. Umsetzung des Energiegutachtens, weitere Energie-

Sparmaßnahmen, Förderung durch die KfW (Kredit-
anstalt für Wiederaufbau) oder Fördermaßnahmen 
der Bundesregierung, damit die steigenden Energie-
kosten aufgefangen werden können. 
Abstimmung entfällt nach Beschluss unter 7.) mit 
Zustimmung der beantragenden Fraktion. 

GRÜNE ./.  
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     

Produktbereich 02 Sicherheit und Ordnung 
     
 PG 02.01 Öffentliche Ordnung 

P 02.01.01 Allgemeine Gefahrenabwehr 
i.V.m. Produktbereich 06 

   

     
11.) Die Verwaltung wird dem Jugendhilfeausschuss, ge-

gebenenfalls ergänzend im Haupt- und Finanzaus-
schuss, zur Problematik ”Soziale Brennpunkte in Wip-
perfürth” über Entwicklung, aktuellen Sachstand und 
eventuelle Maßnahmen berichten.  
 
Eventuelle Zielformulierungen sowie Folgerungen 
und Konsequenzen nach Bericht. 

SPD einstimmig ja 

     
 P 02.01.05 Öffentliche Toilettenanlagen    
     
12.  Ziel neu (S. 97): 

Für die Bürgerinnen und Bürger wird in der Innen-
stadt eine öffentliche Toilette vorgehalten. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, im Zusammenhang 
mit der Überplanung des Bereichs Stursbergsecke 
den Bau einer behindertengerechten Toilette zu prü-
fen und gegebenenfalls andere Standorte vorzu-
schlagen. 

SPD 

mehrheitlich 
bei einer 
Gegen-
stimme 

nein 

     
 PG 02.02 Straßenverkehrsangelegenheiten 

P 02.02.02 Straßenverkehrsangelegenheiten    

     
13. Parkleitsystem: die Verwaltung wird beauftragt, Mittel 

für das vom SUB beschlossene Parkleitsystem durch 
Einsparungen an anderer Stelle zur Verfügung zu 
stellen. Die Maßnahmen des Parkleitsystems werden 
in der ersten Jahreshälfte umgesetzt. 

CDU 
einstimmig 
bei einer 

Enthaltung 
nein 

     
 PG 02.03 Brandschutz 

P 02.03.01 Brandschutz    

     
14. Die Ersatzbeschaffung des MTF wird zugunsten des 

HFA gesperrt. Dem Ausschuss wird die wirtschaftli-
che Notwendigkeit der Anschaffung dargestellt und 
evtl. preiswertere Varianten vorgestellt. 

CDU einstimmig nein 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     

Produktbereich 03 Schulträgeraufgaben 
     
 PG 03.02 – 03.09 Grundschulen 

PG 03.13 Alice-Salomon-Schule    
     
15.) Zielergänzung (S. 121): 

Die Realisierung der räumlichen und technischen 
Ausstattung weiterer Plätze der Offenen Ganztags-
grundschule wird dem Bedarf entsprechend verwirk-
licht. 

SPD einstimmig nein 

     
 PG 03.02 – 03.13 alle städtischen Schulen    
     
16. Schulpsychologen oder -sozialarbeiter einplanen, 

wenigstens ab 2008 GRÜNE 

Antrag zu-
rückgezogen 

unter Hin-
weis auf 20. 

./. 

 
 

    

Produktbereich 04 Kultur und Wissenschaft 
     
 PG 04.01 Kultur 

P 04.01.01 Förderung kultureller Vereine und Ein-
richtungen 

   

     
17.) Ziel Neuformulierung (S. 207): 

Unterstützung und Förderung des Kulturangebots der 
Stadt und der ehrenamtlich tätigen Vereine sicherstel-
len. 

SPD 
einstimmig 
en bloc mit 

18.) 
 

     
 PG 04.03 Stadtbücherei 

P 04.03.01 Stadtbücherei    

     
18. Zielergänzung (nach Satz 1 S. 219): 

Im Vordergrund steht das Medium Buch. SPD 
einstimmig 
en bloc mit 

17.) 
 

 
 

    

Produktbereich 06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
     
 PG 06.01 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe    
     
 P 06.01.01 Kindertagesstätten    
 P 06.01.02 Kinder- und Jugendarbeit    
     
19. Neu Zielergänzung (S. 239): 

1.  Eine Reduzierung der Elternbeiträge bis hin zur 
Gebührenfreiheit mindestens im letzten Kinder-
gartenjahr wird angestrebt. 
 

2.  Der Aufbau von unterstützenden Hilfen zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf außerhalb von 
Institutionen z.B. Tagesbetreuungsnetzwerk.  

Bisher 1. bis 4. wird dann neu 3. bis 6. 

SPD einstimmig nein 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
20. Zielergänzung (S: 239): 

7.  Im Rahmen präventiver Jugendsozialarbeit wird 
die begleitende Schulsozialarbeit mit Fachperso-
nal insbesondere an der Konrad-Adenauer-
Hauptschule und der Alice-Salomon-Schule an-
gestrebt.  

SPD einstimmig nein 

     
 P 06.01.04 Spielplätze 

i.V.m. PB 01.02 Baubetriebshof    

     
21. Dem Bauausschuss wird ein Bericht zum Zustand 

(Gelände, Spielgeräte etc.) und daraus folgende In-
vestitionsnotwendigkeiten der städtischen Kinder-
spielplätze bis Sommer 2007 vorgestellt. 

SPD einstimmig nein 

 Hinweis: Das KJP soll auf geeignete Weise einbezogen werden.   
 
 

    

Produktbereich 07 Gesundheitsdienste 
     
 PG 07.01 Gesundheitsdienste    
 P 07.01.01 Krankenhausinvestitionsumlage    
     
22. Ziel neu (S. 251): 

Die Stadt fördert den Erhalt (Krankenhausstandort) 
und Ausbau der wohnortnahen gesundheitlichen Ver-
sorgung und Beratung für die Bürger. 

SPD einstimmig nein 

 
 

    

Produktbereich 08 Sportförderung 
     
 PG 08.01 Sportförderung und Sportstätten    
     
23. Zielpräzisierung (S. 261): 

Unter Sicherstellung des Schulsports wird der ehren-
amtliche Vereinssport unter Einbeziehung der koordi-
nierenden Hilfe des Stadtsportverbandes gefördert. 
Die Übertragung der Hallenbewirtschaftung und Un-
terhaltung erfolgt bis 2009 auf die jeweiligen Sport-
vereine. 

SPD einstimmig nein 

     
 PG 08.02 WLS-Bad    
     
24. Der Zuschussbedarf im HH 2007 beträgt ca. 685.000 

€. Die Verwaltung wird beauftragt, nach Möglichkei-
ten zu suchen, wie die 2005 beschlossene Zu-
schussbegrenzung auf ca. 600.000 € im Jahre 2007 
annähernd erreicht wird. Die Maßnahmen werden 
dem HFA in der ersten Sitzung 2007 zur Verabschie-
dung vorgelegt. 

CDU 
einstimmig 
en bloc mit 
25. und 26. 

nein 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
25. Zielpräzisierung (S. 267): 

Das Walter-Leo-Schmitz-Bad wird zur Sicherstellung 
des Schulsports und des Schwimmen im Allgemeinen 
erhalten. 

SPD 
einstimmig 
en bloc mit 
24. und 26. 

nein 

     
26. Die Verwaltung wird beauftragt innerhalb der Pro-

duktgruppe WLS-Bad ein Betriebsmanagementkon-
zept vorzustellen, aus dem die Aufgaben von Sach-
entscheidungen und Vorhaben für die künftigen Jahre 
zu erkennen sind. 

UWG 

Einstimmig 
En bloc mit 
24. und 25. 

 

nein 

 Hinweis zu 24.-26.: Einsetzung eines Unterausschus-
ses WLS-Bad durch den SFK-Ausschuss sinnvoll.    

 
 

    

Produktbereich 09 Räumliche Planung und Entwicklung 
     
 PG 09.01 Räumliche Planung und Entwicklung    
 P 08.01.01 Stadt- und Raumplanung    
     
27. Der nachfolgende Antrag wird abgelehnt: 

„Wenn überhaupt noch Neubaugebiete, dann ge-
pflasterte Spielstraßen mit Tempo 30 Zonen einrich-
ten“ 

GRÜNE 

mehrheitlich 
bei 2 Stim-
men für den 

Antrag 

./. 

 
 

    

Produktbereich 10 Bauen und Wohnen 
     
 PG 10.01 Bauordnung 

P 10.01.01 Bauordnung/Bauaufsicht    

     
28. Zielpräzisierung/Ergänzung (S. 287): 

Schnelle Abwicklung von gewerblichen Baugesuchen 
im Sinne des in 2007/2008 umzusetzenden Service-
versprechens zur Mittelstandsfreundlichen Kommune, 
dies wird mittelfristig auch für private Bauvorhaben 
angestrebt. 
Zeilen 3, 4 und 5 der bisherigen Ziele entfallen damit. 

SPD einstimmig ja 

 
 

    

Produktbereich 12 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 
     
 PG 12.01 Straßen, Wege, Brücken 

P 12.01.01 Gemeindestraßen    

     
29 Siegburger-Tor-Straße: 

Die Mittel für die Böschungssicherung werden zu-
gunsten des Bauausschusses gesperrt. Dem Aus-
schuss wird die Notwendigkeit der Maßnahme erläu-
tert. Evtl. wird die Maßnahme gestrichen oder preis-
wertere Varianten vorgestellt. Die eingesparten Mittel 
werden für andere Vorhaben eingesetzt. 

CDU einstimmig nein 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     
30. Querungshilfe Hochstraße: 

Die möglichen Varianten mit Kostenschätzungen wer-
den dem ASU in der ersten Sitzung des Jahres 2007 
vorgestellt. Nach der Entscheidung des Ausschusses 
für eine Variante wird die Maßnahme in 2007 durch-
geführt. Die Verwaltung wird beauftragt, durch Ein-
sparungen im Haushalt die erforderlichen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Eine Testphase sollte vor der 
endgültigen Realisierung durchgeführt werden. 

CDU einstimmig nein 

     
31 Gemeindestraßen: 

Die Stadt Wipperfürth gibt ca. 3240 €/km für Gemein-
destraßen aus. Lindlar ca. 1977 €/km. Die Verwaltung 
wird beauftragt, anhand dieser Vergleichswerte zu 
überprüfen, ob die Kennzahlen im HH mit denen an-
derer Städte vergleichbar sind, ob andere Standards 
angelegt werden und ob evtl. Kosteneinsparungen 
vorgenommen werden können. Dem Bauausschuss 
werden die Ergebnisse mit möglichen Konsequenzen 
in der ersten Sitzung 2007 vorgestellt.  

CDU einstimmig nein 

     
32. Zielpräzisierung (S. 335): 

Schaffung neuer und Erhalt vorhandener öffentlicher 
Verkehrsflächen mit Ausschöpfung der erforderlichen 
Anliegerbeiträge. Aufrechterhaltung der Verkehrssi-
cherungspflichten durch den Bauhof sowie privater 
Anbieter. 

SPD 
mehrheitlich 

bei 2 Ge-
genstimmen 

nein 

     
33. Der nachfolgende Antrag wird zurückgezogen: 

„Kein Neubau oder Ausbau von Straßen, sondern die 
vorhandenen in Ordnung halten.“ 

GRÜNE ./. ./. 

     
 P 12.01.02 Straßenbeleuchtung    
     
34. Der nachfolgende Antragstext wird im Sinne eines 

Prüfauftrags an die Verwaltung beschlossen. Die Er-
gebnisse der Prüfung stellt die Verwaltung im Bau-
ausschuss vor. 
 
„Die Straßenbeleuchtungsanlagen sind zu standardi-
sieren. Für Neuerschließungen und Sanierungen von 
Straßenzügen soll die Kabelanlage so ausgerichtet 
sein, dass mind. zwei Leuchtergruppen schaltbar 
sind. 
Dies ermöglicht energiesparende Beleuchtungsver-
hältnisse und steuert zukünftigen steigenden Kosten 
entgegen, ohne dass Straßenzüge ganz abgeschaltet 
werden müssen.  
Ferner wird die Stadt beauftragt, die Machbarkeit und 
Umsetzung für spannungssenkende Techniken in 
Straßenbeleuchtungsanlagen zu prüfen. 

...

UWG einstimmig ja 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

Hier sei auf den Einsatz von zentralen Dimmern hin-
gewiesen, die die Energiekosten senken und die Le-
bensdauer von Leuchtmitteln steigern. In Summe ist 
hierdurch eine bessere Betriebskostenbilanz zu errei-
chen. Auch besteht die Möglichkeit sich als Proband 
anzubieten, da die Technik erst im Ausbau ist. 
(Die Berliner Energieagentur hat hierzu einen anwen-
dungsbezogenen und praxisorientierten Leitfaden 
erarbeitet, der vom Bundesumweltministerium und 
vom Umweltbundesamt fachlich begleitet wird).“ 

   

     
 PG 12.02 Parkplätze 

P 12.02.01 Parkplätze und sonstige Flächen    

     
35. Der nachfolgende Antrag wird abgelehnt: 

„Zielpräzisierung (S. 347): 
Schaffung neuer, dem Bedarf entsprechender innen-
stadtnaher öffentlicher Parkplätze, unter Einschluss 
des Neubaus einer Parkpalette und Unterhaltung 
vorhandener Einrichtungen unter Aufrechterhaltung 
der Verkehrssicherungspflicht.“ 

SPD mehrheitlich  ./. 

     
36. „Zielpräzisierung (S. 347): 

Schaffung neuer, dem Bedarf entsprechender innen-
stadtnaher öffentlicher Parkplätze und Unterhaltung 
vorhandener Einrichtungen unter Aufrechterhaltung 
der Verkehrssicherungspflicht. 

CDU 
nach 35. mehrheitlich ja 

     
 PG 12.04 Straßenreinigung    
     
37. Zielergänzung (nach Satz 1 S. 357): 

Die Reinigung des öffentlichen Raums unmittelbar 
nach Ende einer Veranstaltung in der Innenstadt. 
 
Zusammen mit dem Arbeitskreis „Innenstadt“ ist unter 
Beteiligung des ESW dem Rat ein Konzept zur „Sau-
beren Innenstadt“ vorzulegen. 

SPD einstimmig nein 

     
 PG 12.05 ÖPNV 

P 12.05.02 Bürgerbus und Kleiner Stadtverkehr    

     
38. Zielpräzisierung (nach Satz 1 S. 363): 

Förderung und bedarfsgerechter Ausbau des lokalen 
Stadtverkehrs mit dem Bürgerbus. 

SPD einstimmig nein 

 
 

    

Produktbereich 13 Natur- und Landschaftspflege 
     
 PG 13.02 Friedhöfe 

P 13.02.01 Friedhöfe    

     
39. Zielergänzung (S. 379): 

„Das Erzielen gleicher Ausstattungsstandards auf 
allen Wipperfürther Friedhöfen wird angestrebt.“  
 
Mit den Möglichkeiten, dieses Ziel umzusetzen, be-
fasst sich der Bauausschuss. 

SPD einstimmig ja 
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Lfd. 
Nr. Haushaltsgliederung / Beschlusstexte 

Auf 
Antrag 

der 
Fraktion 

Abstimmungs- 
ergebnis 

Modifi-
ziert in 

der 
Sitzung

     

Produktbereich 15 Wirtschaft und Tourismus 
     
 PG 15.03 Märkte 

P 15.03.01 Märkte    

     
40. Zielformulierung neu (S. 413): 

Der wöchentliche Markt in Wipperfürth ist zu erhalten 
und in seiner Angebotsvielfalt mit mindestens 10 wei-
teren Anbietern bis 2008 auszubauen.  

SPD einstimmig nein 

 
 

************************* 
 
 
Die Fraktionsvorsitzenden Kohlgrüber, Mederlet, Koppelberg und Neuhaus halten jeweils 
für ihre Fraktion ihre Haushaltsreden, die als Anlagen 1 bis 4 beigefügt sind. 
 
Haushaltsrede der CDU-Fraktion:     Anlage 1 
Haushaltsrede der SPD-Fraktion:     Anlage 2 
Haushaltsrede der UWG-Fraktion:     Anlage 3 
Haushaltsrede der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN Anlage 4 
 
Stadtkämmerer Orbach teilt mit, dass die Stadt nach einem vor etwa drei Wochen bekannt 
gegebenen Erlass des Innenministeriums vom 9. Juni dieses Jahres weiterhin den bisherigen 
strengen aufsichtsbehördlichen Regeln für HSK-Gemeinden unterliege, dies trotz ausgegeli-
chener Haushalte in den beiden nächsten Jahren. Das HSK müsse im Gegensatz zum Be-
schlussentwurf in der Vorlage mit beschlossen werden. 
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1.5.2 XXII. Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensat-

zung der Stadt Wipperfürth 
Vorlage: V/2006/135/1 

  
Beschluss: 
 
Die XXII. Änderungssatzung der Satzung über die Straßenreinigung und die Er-
hebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Wipperfürth sowie die die-
ser Satzung zugrunde liegende Gebührenbedarfsermittlung für das Haushaltsjahr 
2007*) werden in der beiliegenden Fassung mit Wirkung vom 01.01.2007 be-
schlossen.  
 
*) siehe Anlage zur Beschlussvorlage 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 

  
*********** 

 
Innerhalb des I. Nachtrags zur Einladung war dem Stadtrat eine Anfrage des 
Ratsherrn Koppelberg zu diesem Tagesordnungspunkt und mit dem III. Nachtrag 
(Tischvorlage) die Antwort der Verwaltung hierauf zugegangen.  
 

*********** 
 
 
Ratsherr Koppelberg kündigt die Ablehnung der Satzung durch seine Fraktion 
an. Zum einen sei in der Haupt- und Finanzausschusssitzung am 05.12.2006 die 
Berücksichtigung seiner Vorbehalte in der Satzung zugesagt worden. Dem ge-
genüber sei das Straßenverzeichnis jedoch nicht entsprechend angepasst wor-
den. Die zusätzliche Gebühr der betroffenen Anlieger werde ihnen zum Teil zu 
Unrecht aus der Tasche gezogen, während die eigentliche Ursache für die starke 
Verschmutzung der Beverstraße nicht beseitigt werde. Er bemängelt überdies, 
dass die Antwort der Verwaltung nicht bereits rechtzeitig zur Beratung in den 
Fraktionen vorgelegen hat.  
 
Stadtkämmerer Orbach erklärt, die Verwaltung habe in der HFA-Sitzung lediglich 
zusätzliche Erläuterungen zur Notwendigkeit der maschinellen Reinigung der 
Beverstraße angekündigt, aber keine Änderung ihres Satzungsentwurfes. 
 
 
Anlage: 
XXII. Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung 
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AAnnllaaggee  zzuu  TTOOPP  11..55..22  
  

XXXXIIII..  ÄÄnnddeerruunnggssssaattzzuunngg  zzuurr    
Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 

in der Stadt Wipperfürth (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666/SGV NW 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW S. 498), der §§ 3 und 4 des Gesetzes 
über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 18. Dezember 1975 (GV NRW 
S. 706/SGV NW 2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV NRW S. 274) 
und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NW 610), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 05.04.2005 (GV NRW S. 274) und VO vom 28.04.2005 (GV NRW S. 488) hat 
der Rat der Stadt Wipperfürth in seiner Sitzung am .....2006 nachstehende XXII. Änderungs-
satzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsge-
bühren in der Stadt Wipperfürth (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) beschlossen: 
 

AArrttiikkeell  II  
Die Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in 
der Stadt Wipperfürth (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 27. März 1980, zu-
letzt geändert durch die XXI. Änderungssatzung vom 15.12.2006,  wird wie folgt geändert: 
 
1. § 5 Absatz 5 Satz 1 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz)  

erhält folgende Fassung: 
 
„Bei einer bedarfsmäßigen, mindestens aber 14-tägigen Reinigung beträgt  
die Benutzungsgebühr je Meter Grundstücksseite (Abs. 1-4) jährlich 1,79  Euro. 
 
Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr je Meter 
Grundstücksseite (Abs. 1-4) von jährlich  1,87 Euro 
 
erhoben.“ 

 
 
2. Das Straßenverzeichnis, das gemäß § 2 Abs. 1 letzter Satz Bestandteil der Satzung ist, 

wird bezüglich der Egener Straße und Ente neu gefasst: 
 

Straßenverzeichnis gemäß § 2 Abs. 1 der Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung der Stadt Wipperfürth 

   Reinigungspflichtige innerhalb der geschlossenen Ortslagen  

Straßenverzeichnis  
Wipperfürth 

Reinigung der Gehwege soweit 
vorhanden (Sommerreinigung 

und Winterdienst) 

Fahrbahnreinigung 
Sommer 

Fahrbahnreinigung 
 Winterdienst 

Egener Straße Anlieger Stadt Stadt/ Landesbetrieb  
Straßen NRW (K 18) 

Ente Anlieger Anlieger 
(außer OD B 506) Stadt 

Niederengsfeld Anlieger Anlieger Anlieger 
 
 

AArrttiikkeell  IIII  
Diese XXII. Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Wip-
perfürth tritt am 01.01.2007 in Kraft. 
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BBeekkaannnnttmmaacchhuunnggssaannoorrddnnuunngg  

Die vorstehende XXII. Änderungssatzung zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der 
Stadt Wipperfürth wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen der Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann. Es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wipperfürth vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
Wipperfürth, den      ......2006 
  
(Guido Forsting) 
- Bürgermeister - 
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1.5.3 VII. Änderungssatzung der Gebührensatzung für die Friedhöfe der 

Stadt Wipperfürth 
Vorlage: V/2006/136 

  
Beschluss: 
 
Die VII. Änderungssatzung der Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Wipperfürth (Weststraße, Hindenburgstraße, Lüdenscheider Straße, Agathaberg, 
Egen, Klaswipper, Kreuzberg, Thier und Wipperfeld) sowie die dieser Satzung 
zugrunde liegende Gebührenbedarfsermittlung für das Haushaltsjahr 2007*) wer-
den in der beiliegenden Fassung (Anlage 1) mit Wirkung vom 01.01.2007 be-
schlossen. 
 
*) siehe Anlage zur Beschlussvorlage innerhalb der Einladung 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

  
Anlage: 
VII. Änderungssatzung zur Friedhofsgebührensatzung 
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Anlage zu TOP 1.5.3 
 

VII. Änderungssatzung zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Wipperfürth 
(Weststraße, Hindenburgstraße, Lüdenscheider Straße, Agathaberg, Egen, Klaswipper, 

Kreuzberg, Thier und Wipperfeld) vom .....2006 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666/SGV NW 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV. NRW. S. 498) und der §§ 1, 2 und 4 bis 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712/SGV NW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.04.2005 (GV 
NRW S. 274) und VO vom 28.04.2005 (GV. NRW. S. 488) hat der Rat der Stadt Wipperfürth 
in seiner Sitzung am ......2006 nachstehende VII. Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
für die Friedhöfe der Stadt Wipperfürth beschlossen: 
 

Artikel I 
Die Gebührensatzung  für die Friedhöfe der Stadt Wipperfürth vom 15.12.1999 in der Fas-
sung der VI. Änderungssatzung vom 08.02.2006 wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 Höhe der Gebühren erhält folgende Fassung: 
 
§ 4 Höhe der Gebühren erhält folgende Fassung: 
"1.  Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten  
         
a) Für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten werden je   
 aa)  Wahlgrabstelle und Jahr Gebühren in Höhe von            50,00 €   
  erhoben.       
         
  Über den Nutzungszeitraum von 30 Jahren ergeben sich folgende Gebühren 
         
  (1) Wahlgrabstelle einstellig            1.500 €   
  (2) Wahlgrabstelle zweistellig            3.000 €   
  (3) Wahlgrabstelle dreistellig            4.500 €   
  (4) Wahlgrabstelle vierstellig            6.000 €   
         
  Die Gebühr für jede weitere darüber hinausgehende Grabstelle ergibt sich   
  aus der Multiplikation der Gebühr für eine einstellige Wahlgrabstelle mit   
  der Anzahl der gewünschten Stellen.    
         
b) Für die Verleihung von Nutzungsrechten an anderen Grabstätten werden  
 für den in Klammern beigefügten Nutzungszeitraum folgende Gebühren erhoben:  
         
 ba) Reihengrabstelle (Nutzungsdauer 30 Jahre)            1.140 €   
 bb) Kindergrabstelle (Nutzungsdauer 25 Jahre)               625 €   
 bc) Urnenwahlgrabstelle (Nutzungsdauer 20 Jahre)               760 €   
 bd)  Urnenreihengrabstelle (Nutzungsdauer 20 Jahre)               600 €   
 be) Anonymes Urnengrab (Nutzungsdauer 20 Jahre)               600 €   
 bf) Aschengrabfeld nach § 17 (Nutzungsdauer 20 Jahre)              600 €   
         
c) Bei Neuerwerb und Verlängerung von Nutzungsrechten sind die §§ 11 und 15 der  
 Friedhofssatzung der Stadt Wipperfürth zu beachten.    
2. Bestattungsgebühren   
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a) Für das Ausheben und Wiederverfüllen der Gräber (§ 10 Abs. 1 Friedhofssatzg. 
 der Stadt Wipperfürth) werden folgende Gebühren erhoben:  
      
 aa) Erdbestattung               427 €  
 ab) Erdbestattung von Personen bis zum 5. Lebensjahr              341 €  
 ac) Urnenbestattungen               284 €  
 ad) Aschenbestattungen (§ 17 der Satzung)              228 €  
      
b) Für Umbettungen nach § 12 der Friedhofssatzung der Stadt Wipperfürth werden 
 folgende Gebühren erhoben:   
      
 ba) Umbettungen Erdgrabstellen           1.138 €  
 bb) Umbettungen Kindergrabstellen              683 €  
 bc) Umbettungen Urnengrabstellen              569 €  
      
c) Die Gebühren für die Herrichtung der Grabstätten nach § 26 Absatz 5 Satz 2 und  
 Absatz 6 der Friedhofssatzung der Stadt Wipperfürth betragen für  
      
 ca)  Herrichtung einer Wahlgrabstätte              142 €  
 cb)  Herrichtung eines Reihengrabes              142 €  
 cc) Herrichtung eines Kindergrabes              114 €  
 cd) Herrichtung eines Urnenwahlgrabes              114 €  
 ce) Herrichtung einer Urnenreihengrabstätte              114 €  
      
3. Hallenbenutzungsgebühren   
      
Für die Benutzung der Hallen und Zellen werden folgende Gebühren erhoben: 
      
a) Trauerhallen    
 aa) Trauerhalle Westfriedhof              299 €  
 ab) Trauerkapelle Wipperfeld                90 €  
      
b) Leichenzelle                165 €  
      
c) Kühlzelle (Westfriedhof)               413 €  
      
4. Gebühren für das Abräumen von Gräbern  
      
a) Nach Ablauf der Ruhe- bzw. Nutzungszeit gem. § 25 Absatz 2 der Friedhofssatzg.  
 der Stadt Wipperfürth werden folgende Gebühren erhoben  
      
 aa)  Wahlgrab                213 €  
 ab) Reihengrab                213 €  
 ac) Kindergrab                171 €  
 ad) Urnenwahlgrab               171 €  
 ae) Urnenreihengrab               171 €  
      
b) Vor Ablauf der Ruhezeit werden die Gebühren nach Ziffer 4 lit. a) erhoben. 
 Zusätzlich wird zur Deckung der Kosten der weiteren Grabpflege bis zum Ablauf 
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 der Ruhe-/Nutzungszeit pro Jahr und Grabstelle eine Gebühr erhoben, die mit der 
 Abräumung fällig wird. Bei der Berechnung der Gebühren wird auf volle Jahre auf- 
 gerundet. Die Gebühr beträgt pro Grabart und Jahr  
      
 ba) Wahlgrab einstellig                 50 €  
 bb) Wahlgrab zweistellig               100 €  
 bc) Wahlgrab dreistellig               150 €  
 bd) Wahlgrab vierstellig               200 €  
 be) Wahlgrab mehr als vierstellig/Stelle/Jahr                50 €  
 bf) Urnenwahlgrab                 38 €  
 bg) Reihengrab                  38 €  
 bh) Kindergrab                  25 €  
 bi) Urnenreihengrab                 30 €  
      
5. Genehmigungsgebühren für die Aufstellung, Veränderung von Grabmalen,  
 Einfassungen und Grababdeckungen  
      
 Die Genehmigungsgebühr nach §§ 21  - 24 enthält auch die Kosten der  
 regelmäßigen Standsicherheitskontrollen durch die Friedhofsverwaltung.  
      
 Sie beträgt pro Genehmigungsfall                55 €  .
      
 Bei Ablehnung eines Genehmigungsantrages wird ein reduzierte Gebühr in Höhe 
 von            29 €  erhoben."  
 
 

Artikel II 
 
Diese VII. Änderungssatzung zur Gebührensatzung für Friedhöfe der Stadt Wipperfürth tritt  
mit Wirkung vom 01.01.2007 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 

Die vorstehende VII. Änderungssatzung zur  Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Wipperfürth wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wipperfürth vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Wipperfürth, den        ……2006 
 

  (Guido Forsting) 
 - Bürgermeister - 
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1.5.4 X. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-

wässerungssatzung der Stadt Wipperfürth 
Vorlage: V/2006/145/1 

  
Beschluss: 
 
Die X. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Stadt Wipperfürth in der als Anlage 1 beigefügten Fassung so-
wie die dieser Änderungssatzung zugrunde liegenden Gebührenbedarfsberech-
nungen (Anlagen 2 und 4 *)) werden beschlossen. 
 
*) siehe Anlagen zur Beschlussvorlage 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

  
************************ 

 
Bürgermeister Forsting teilt mit, ihm sei aus den Fraktionen übereinstimmend 
zugetragen worden, dass gegenüber dem Verwaltungsvorschlag hinsichtlich der 
in der Kalkulation enthaltenen Verteilungsschlüssel jetzt kurzfristig keine Ände-
rung beschlossen werden sollte. Vielmehr werde sich im Januar nächsten Jahres 
der vom Betriebsausschuss eingesetzte Arbeitskreis treffen und darüber grund-
sätzlich diskutieren.  
 
Anlage: 
X. Änderungssatzung  
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Anlage zu TOP 1.5.4 
 

X. Änderungssatzung 
zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Wipperfürth 

vom __.__.2006 
 
Aufgrund des §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.Oktober 
1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. April 2005 (GV NRW S. 274) 
und Verordnung vom 28. April 2005 (GV NRW S. 488) und des § 65 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW S. 926), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 463 ff.) hat der Rat der Stadt Wipperfürth 
in seiner Sitzung am 19.12.2006 folgende X. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

AArrttiikkeell  11  
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Wipperfürth vom 
09.11.1995 in der Fassung der IX. Änderungssatzung vom 15.12.2005 wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. In § 9 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz) Absatz 4 wird Satz 3 wie folgt neu ge-

fasst: 
 „Die Anzahl der für das Grundstück am 30.09. eines Jahres mit Hauptwohnsitz gemelde-

ten Einwohner ist jeweils Berechnungsgrundlage für den anschließenden Erhebungs-
zeitraum.“ 

 
2. In § 9 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz) wird Absatz 6 wie folgt geändert: 
 „Die Benutzungsgebühr beträgt bei einem Anschluss für: 
 1. Schmutz- und Niederschlagswasser (Vollanschluss)  4,32 € / cbm 

 (Die Vollanschlussgebühr ergibt sich rechnerisch als Summe der Gebühren für die 
nachfolgend aufgeführten Teilanschlüsse für Schmutz- und Niederschlagswasser.) 

 2. nur Schmutzwasser (Teilanschluss Schmutzwasser)  3,21 € / cbm 

 3. nur Niederschlagswasser (Teilanschluss Niederschlagswasser) 1,11 € / cbm.“ 

 
3. In § 9 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz) wird Absatz 8 wie folgt geändert: 
 „Für Gebührenpflichtige, die in den Fällen des § 7 Abs. 2 KAG von einem Entwässe-

rungsverband (Wupperverband oder Aggerverband) zu Verbandslasten oder Abgaben 
herangezogen werden, ermäßigt sich die nach den §§ 8 und 9 zu zahlende Benut-
zungsgebühr für einen Vollanschluss auf 2,67 € / cbm, für einen Teilanschluss 
Schmutzwasser auf 1,79 € / cbm und für einen Teilanschluss Niederschlagswasser auf 
0,88 € / cbm.“ 

 
4. In § 14 (Gebührenmaßstab und Gebührensatz) Absatz 4 werden die Ziffern 1 und 2 

wie folgt geändert: 
1. für Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben 

 1,82 € je cbm Abwasser“ 

2. für die Entsorgung: 

2.1. einer Kleinkläranlage oder abflusslosen Grube bis 5 cbm Fassungsvermögen 

 78,80 € je Ausfuhr 
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2.2. einer abflusslosen Grube über 5 cbm Fassungsvermögen 

 9,05 € je cbm abgefahrener Abwassermenge. 

 
 

Artikel 2 
 
Diese X. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Wipperfürth tritt mit Wirkung zum 01.01.2007 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende X. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Stadt Wipperfürth wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen der Satzung nach Ablauf 
eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wipperfürth vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Wipperfürth, den __.12.2006 
 
 
 
 
(Guido Forsting) 
 Bürgermeister 
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1.5.5 Prüfung der Jahresrechnung der Stadt Wipperfürth für das Jahr 2005

Vorlage: V/2006/132 
  

Beschluss: 
1.) Nach Prüfung der Haushaltsrechnung 2005 durch den Rechnungsprüfungs-

ausschuss wird diese gemäß § 94 Abs. 1 GO NW wie folgt festgestellt: 
  

  

 

Verwaltungs -
haushalt 

Vermögens- 
haushalt  

Insgesamt 

   Soll-Einnahmen 35.272.241,52 €
 

3.595.868,95 € 
 

38.868.110,47 € 

   + Neue Haushalts- 
einnahmereste 0,00 €

 
0,00 € 

 
0,00 € 

   ./. Abgang alter 
Haushaltseinnahme-
reste 

0,00 €
 

0,00 € 
 

0,00 € 

   ./. Abgang alter  
Kasseneinnahmereste 292.303,37 €

 
0,00 € 

 
292.303,37 € 

   Summe bereinigte 
Soll-Einnahmen 34.979.938,15 €

 
3.595.868,95 € 

 
38.575.807,10 € 

       
   Soll-Ausgaben 41.018.997,08 €
 

3.271.324,20 € 
 

44.290.321,28 € 

   + Neue Haushalts- 
ausgabereste 245.305,69 €

 
326.480,55 € 

 
571.786,24 € 

   ./. Abgang alter  
Haushaltsausgabereste 9.080,24 €

 
1.935,80 € 

 
11.016,04 € 

   ./. Abgang alter  
Kassenausgabereste 0,00 €

 
0,00 € 

 
0,00 € 

   Summe bereinigte 
Soll-Ausgaben 41.255.222,53 €

 
3.595.868,95 € 

 
44.851.091,48 € 

       
 Fehlbetrag 6.275.284,38 €  0,00 €  6.275.284,38 € 

 
2.) Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschusses über die Prüfung 

der Haushaltsrechnung 2005 wird zur Kenntnis genommen und dem Bür-
germeister wird gem. § 94 Abs. 1 GO NRW uneingeschränkte Entlastung 
erteilt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

  
  

****************** 
 
Bürgermeister Forsting lässt über die Ziffern 1 und 2 der Beschlussempfehlung 
getrennt abstimmen. 
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1.6 Anfragen 
  
1.6.1 Elternbeiträge für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder; 

Mederlet, Frank / SPD-Fraktion, vom 07.12.2006 
Vorlage: F/2006/012 

  
 Die schriftliche Antwort der Verwaltung auf die Anfrage, die Bestandteil der Einla-

dung war, war mit dem I. Nachtrag nachgereicht worden. In der Sitzung wurde sie 
durch eine zusätzliche Information im Rahmen des III. Nachtrags zur Einladung 
ergänzt. 
 
Ratsherr Mederlet erklärt, die Antwort auf seine Anfrage habe er eigentlich als 
Bericht der Verwaltung erwartet, der aus Ziffer 2 des entsprechenden Ratsbe-
schlusses vom 21.06.2006 resultiert. Offensichtlich sei in der Sache eine Koordi-
nierung zwischen den Kindergartenträgern sehr schwierig. Im Ergebnis zeige sich 
ein uneinheitliches Bild, was die Höhe und Struktur der Elternbeiträge angeht. 
 
Seine Fraktion sei damit einverstanden, dass sich der Jugendhilfeausschuss im 
Mai 2007 nochmals mit der Angelegenheit befasst und gegebenenfalls eine Än-
derung der Gebühren empfiehlt. 

 
 
 
 

 

1.6.2 Sauberkeit der Stadt; Erfahrungen mit der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung 
Mederlet, Frank / SPD-Fraktion, vom 07.12.2006 
Vorlage: F/2006/013 

  
********** 

 
Die Anfrage sowie die Antwort der Verwaltung waren Bestandteile der Einladung. 
 
 

********** 
 
Ratsherr Mederlet erklärt, die Anfrage resultiere aus dem Beschluss der Ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung im März 2005. Zugesagt worden sei damals ein Erfah-
rungsbericht der Verwaltung nach sechs bis neun Monaten. Die Antwort zeige, 
dass die Einnahmen aufgrund etwaiger Verstöße gegen die Verordnung recht 
gering seien. Die Diskussion werde nun auch im Arbeitskreis Innenstadt fortge-
setzt, der Ausarbeitung eines Konzeptes zur sauberen Innenstadt habe der Rat ja 
auch in der heutigen Sitzung im Rahmen der Haushaltsverabschiedung zuge-
stimmt. 
 
 
 

  
1.7 Anträge 
   
 - entfällt - 
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1.8 Mitteilungen 
  
1.8.1 Öffnungszeiten des Walter-Leo-Schmitz-Hallenbades und der Sauna

Vorlage: M/2006/177 
  
 Die schriftliche Mitteilung der Verwaltung war Bestandteil der Einladung. StVD 

Wollnik teilt ergänzend mit, dass abweichend davon die Sauna samstags nicht 
ab 9.00 Uhr, sondern bereits ab 8.00 Uhr geöffnet ist, zumal sie bereits um 13.00 
Uhr geschlossen werde. 
 
 

2 Nichtöffentliche Sitzung   - entfällt - 
 
 
 
 
   

Guido Forsting 
- Bürgermeister - 

 Reinhard Breuer 
- Schriftführer - 

 


